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ANTRAG 
 
der Fraktion der NPD  
 
 
„MV tut gut“ - Landeszuwendungen für das Projekt „KinderBewegungsLand“ 
ab 2016 erhöhen und in den Folgejahren verstetigen  
 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert, 
 
1. zugunsten des Projektes „KinderBewegungsLand“ in den Doppelhaushalt 2016/2017 

jeweils 250.000 Euro einzustellen und diese jährliche Zuwendungssumme in den Folge-
jahren zu verstetigen, 

2. die an den Kooperationen beteiligten Sportvereine ab 2016 von der anteiligen Finanzierung 
zu befreien, 

3. darüber hinaus alle Maßnahmen zu unterstützen und zu fördern, die Kinder und Jugend-
liche für sportliche Betätigung begeistern.  

 
 
 
 
Udo Pastörs und Fraktion 
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Begründung: 
 
Mit dem Projekt „KinderBewegungsLand“ (bis 2011 „Bewegte Kinder“) setzt sich die 
Sportjugend im Landessportbund Mecklenburg-Vorpommern dafür ein, Kindern auf spiele-
rische Weise die Freude an Bewegung nahezubringen. Zu diesem Zweck werden Koopera-
tionen von Sportvereinen mit Kindertagesstätten und Einrichtungen der Kindertagespflege 
gefördert, wobei das Angebot in erster Linie an Familien mit Kindern im Alter von null bis 
sechs Jahren gerichtet ist.  
 
Dieses Ansinnen ist unbedingt zu begrüßen. Kritisch zu betrachten sind aber aus Sicht der 
Antragsteller die schwankenden Zuweisungen des Landes M-V. Im vorigen Jahr standen nach 
Auskunft der Landesregierung für die Finanzierung des Projekts gegenüber 2012 zirka 
6.000 Euro weniger an Finanzmitteln bereit, wodurch sich die Zahl der Kooperationsverein-
barungen um etwa zwölf verringerte. In 2014 stehen für das Projekt „KinderBewegungsLand“ 
Landesmittel in Höhe von lediglich 113.121,69 Euro zur Verfügung. Für 2015 sind Zuwen-
dungen des Landes in Höhe von sogar nur noch 90.000 Euro geplant (siehe auch Antwort zu 
Frage 5 der Drucksache 6/3079).  
 
Die Antragsteller sehen angesichts der Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchungen der 
zurückliegenden Jahre dringenden Handlungsbedarf in Gestalt der geforderten Erhöhung und 
Verstetigung der Landeszuweisungen für das oben genannte Projekt.     
 
 


